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Nach Gabriel war Schulz an der Reihe.
Der verknüpfte die Friedensfrage mit dem
anderen großen SPD-Thema, der Gerech-
tigkeit. Spahn habe angekündigt, „dass der
Rüstungsetat jährlich um 20 Milliarden
Euro erhöht und zugleich bei den Sozial-
ausgaben weniger ausgegeben werden“
solle, rief er. Das war eine großzügige In-
terpretation der Spahn-Äußerungen, aber
es herrscht Wahlkampf, und da verschwin-
den Details schnell im Beifall der eigenen
Anhänger. 

Der Testlauf, so viel steht nach dem Par-
teitag fest, kann als gelungen gelten. Die
Genossen sind sich sicher, dass sie mit dem
Streit um höhere Rüstungsausgaben ein
Wahlkampfthema mit großem Potenzial
identifiziert haben.

Gerhard Schröder wird heute noch in
der Partei gefeiert, weil er sich 2002 als
Kanzler dem ungeliebten US-Präsidenten
George W. Bush entgegenstellte, den Irak-
krieg ablehnte und so überraschend die
Bundestagswahl gewann. Fast nebenbei
heilte er damit die friedenspolitische Wun-
de, die Helmut Schmidt der SPD gerissen
hatte.

Von Schröder lernen, heißt Siegen ler-
nen, glauben Gabriel und Schulz. Für sie
ist der Kampf gegen höhere Militärausga-
ben die Chiffre für den Widerstand gegen
einen US-Präsidenten, der nicht nur Sozial -
demokraten Angst einjagt. Denn Donald
Trump ist es, der die Debatte zuverlässig
immer neu anfeuert.

Er drängt die Nato-Staaten, ihre Bünd-
nisverpflichtungen zu erfüllen und bis 2024
mindestens zwei Prozent ihrer Wirtschafts-
leistung für Verteidigung auszugeben. Da-
bei geht es ihm vor allem um Deutschland,
das als größtes und wirtschaftlich stärkstes
europäisches Bündnismitglied ein schlech-
tes Vorbild für die anderen ist. Gerade die
Deutschen, die innerhalb der EU stets so
entschieden auf die Einhaltung von Ab-
sprachen pochen, geben nur 1,2 Prozent
für ihr Militär aus, weniger als Großbri-
tannien und Frankreich.

Auch Schulz und Gabriel wissen, dass
die Streitkräfte seit Jahren zu wenig Geld
bekommen. „Wer sich den Zustand der
Bundeswehr anschaut, der weiß, dass wir
dort mehr investieren müssen“, sagt Ga-
briel. Doch gleichzeitig nutzt er die De-
batte, um antiamerikanische Ressenti-
ments seiner Wähler zu bedienen und die

Union in die ungemütliche Position zu
 manövrieren, Trumps Geldforderungen
verteidigen zu müssen.

Eifrig arbeiten Schulz und Gabriel in
diesen Tagen am Bild der aufrechten Frie-
dens- und Gerechtigkeitspartei SPD, die
gegen eine amerikahörige und kalte Union
antritt. Bislang funktioniert das nicht
schlecht, doch die Strategie ist nicht ohne
Risiken und Nebenwirkungen.

Die Sozialdemokraten haben in den ver-
gangenen Jahren den Außenminister ge-
stellt und alle außenpolitischen Entschei-
dungen mitgetragen, auch die Nato-Gip-
felerklärung von Wales, in der 2014 die
Zwei-Prozent-Vorgabe festgehalten wurde.
Neu-Außenminister Gabriel bewegt sich
auf vermintem Gelände, jede falsche Be-
wegung kann ins Unglück führen, und Dis-
ziplin gehört nicht zu seinen Stärken.

Im Kanzleramt und in der Fraktionsspit-
ze der Union jedenfalls glaubt man, dass
Gabriel schon zu weit gegangen ist, als 
er bei einer SPD-Veranstaltung in Wolfen-
büttel warnte, in der Mitte Europas drohe
ein „Militärbulle“ zu entstehen. Doch 
die Nervosität bleibt. Auf keinen Fall will
sich die Unionsführung in der Frage so
 zerstreiten wie in der Flüchtlingspolitik.
Selbst CSU-Chef Horst Seehofer, der
 gerade in Wahlkampfzeiten ein feines Ge-
spür für die Stimmung im Volk hat, ist in
diesem Punkt eindeutig. Deutschland müs-
se  seinen „Nato-Verpflichtungen uneinge-
schränkt nachkommen“, sagte er schon
Mitte Februar.

Allerdings wollen sowohl Seehofer als
auch Merkel verhindern, dass die Union
der SPD unbeabsichtigt eine Vorlage für
einen Friedenswahlkampf liefert. Das
Schröder-Trauma sitzt bei der CDU ähn-
lich tief wie das Schmidt-Trauma bei der
SPD. Merkels Partei hatte 2002 auf den
eindeutigen Anti-US-Kurs des Kanzlers
mit einer unklaren, schwer verständlichen
eigenen Position reagiert. Noch einmal soll
das nicht passieren.

Bei einem Treffen der Spitzen von CDU
und CSU am vergangenen Mittwoch im
Kanzleramt beteuerte Merkel, an einer
 Erhöhung der Verteidigungsausgaben füh-
re kein Weg vorbei. Seehofer stimmte ihr
zu. Das kommt in diesen Tagen nicht so
oft vor.

Die Kanzlerin hat immer wieder öffent-
lich erklärt, Deutschland müsse mehr Geld
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Es ist eine illustre Runde, die sich je-
den Mittwochmorgen vor der Kabi-
nettssitzung im Auswärtigen Amt

zum sozialdemokratischen Frühstück trifft.
Gastgeber Sigmar Gabriel und die anderen
fünf SPD-Minister, Kanzlerkandidat Mar-
tin Schulz, Fraktionschef Thomas Opper-
mann, die Generalsekretärin und einige
Mitarbeiter.

Die Stimmung ist prächtig in diesen
 Tagen. Schulz wird in der Partei als Mes -
sias gefeiert, die CDU reagiert ratlos bis
nervös, und ihre Spitzenleute patzen. So
wie Finanzstaatssekretär Jens Spahn, der
im Streit um höhere Wehrausgaben forder-
te, „etwas weniger die Sozialleistungen“
zu erhöhen und „mal etwas mehr auf Ver-
teidigungsausgaben“ zu schauen.

Aufrüstung kontra soziale Gerechtig-
keit – die Frühstücksrunde realisierte sofort,
dass Spahn den Ball auf den Elf meterpunkt
gelegt hatte. Vor dem eigenen Tor. Jetzt
musste nur noch zugetreten werden. „Ich
bin für Abrüstung, nicht für Aufrüstung“,
sagte Schulz in der Runde. Wer wollte dem
widersprechen? Die Anwesenden jeden-
falls nicht, und so stand schnell fest, dass
die SPD ein neues Thema gefunden hatte.

Der Dreiklang aus Frieden, Abrüstung
und Entwicklungshilfe soll die Union wei-
ter in die Defensive treiben. Gabriel und
Schulz verließen das Frühstück mit dem
Auftrag, den Komplex wahlkampfkompa-
tibel zu machen.

Wenig später, bei der SPD-Krönungs-
messe für Schulz am vergangenen Sonntag
in Berlin, lieferten sie. Gabriel machte den
Anfang. „Kampf gegen Hunger und Elend
und der Aufbau von Lebensperspektiven
schaffen mehr Frieden als jede Panzerhau-
bitze“, donnerte er in den Saal. In Afrika
verhungerten und verdursteten Millionen
Menschen, „weil die Weltgemeinschaft zu-
schaut und lieber in Panzer und Raketen
investiert“.

Da wurde den sozialdemokratischen De-
legierten warm ums Herz. Sie jubelten ih-
rem „Sigmar“ zu, dessen Rede seine letzte
als Parteivorsitzender war. Krieg und Frie-
den haben die Genossen immer bewegt.
Nichts hat sie im Nachkriegsdeutschland
so stolz gemacht wie 1971 der Friedens -
nobelpreis für Willy Brandt, nichts so trau-
matisiert wie der Streit um die Nato-Nach-
rüstung, die mit Helmut Schmidt ausge-
rechnet ein Sozialdemokrat vorantrieb.

Ein bisschen Frieden
Verteidigung Die SPD-Führung will den Streit um höhere Militärausgaben zu einem
der großen Wahlkampfthemen hochziehen. Ihr hilft, dass die Union Fehler 
gemacht hat und die Nato-Vorgaben nicht so eindeutig sind, wie sie erscheinen.
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Kontrahenten Gabriel, Merkel, Bundeswehr-Schützenpanzer „Marder“
Im Wahlkampf verschwinden Details schnell im Beifall der eigenen Anhänger 
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für Verteidigung ausgeben. „Verpflichtun-
gen müssen schon erfüllt werden“, sagte
sie auf dem Landesparteitag der CDU
Ende Februar in Stralsund. Merkel traut
sich zu, den Wählern erklären zu können,
warum die Bundeswehr modernisiert wer-
den muss. 

In einem internen Papier des Verteidi-
gungsministeriums wird haarklein aufge-
listet, wo eine Modernisierung des Materi-
als unumgänglich ist. So schlage allein der
Ersatz für den im Jahr 1972 eingeführten
Transporthubschrauber CH-53 mit sechs
Milliarden Euro zu Buche. Für die Bestel-
lung neuer Lkw würden 2,7 Milliarden
Euro benötigt. Und für den Ersatz von Fre-
gatten, die vor drei Jahrzehnten in den
Dienst gestellt wurden, müssten 9 Milliar-
den Euro veranschlagt werden. Es gehe
nicht um Aufrüstung, sondern um ein „Mi-
nimum an Ausrüstung“, sagt Verteidi-
gungsministerin Ursula von der Leyen im
SPIEGEL (siehe Seite 31).

Allerdings will die Union auf keinen
Fall den Eindruck erwecken, dass für die
Militärausgaben der Bildungs- oder der
Sozialetat gekürzt wird. Da waren sich
Merkel und Seehofer einig. „Wenn wir
jetzt Soziales gegen Rüstung ausspielen,
dann hat die SPD gewonnen“, heißt es in
der CDU. Das richtete sich gegen den un-
glücklichen Jens Spahn, der den Sozialde-
mokraten den Ball auf den Elfmeterpunkt
gelegt hatte.

So wird sich der Rüstungsstreit vor allem
um die Frage drehen, wie viel Geld in die
Truppe fließen soll. Auf der einen Seite
hat Gabriel erklärt, dass auch er die Not-

wendigkeit sieht, die Bundeswehr zu mo-
dernisieren. Auf der anderen Seite halten
es auch viele in der Union für unrealistisch,
dass Deutschland im Jahr 2024 zwei Pro-
zent des Bruttoinlandsprodukts fürs Militär
ausgibt, denn das würde fast eine Verdopp-
lung des Etats bedeuten.

Die Steigerung der Rüstungsausgaben
sei nur in „vernünftigen Tranchen“ mach-
bar, sagte Finanzminister Wolfgang Schäub-
le in der Runde im Kanzleramt. Mit ande-
ren Worten: auf keinen Fall so schnell, wie
Trump oder Ministerin von der Leyen sich
das wünschen. 

Tatsächlich ist umstritten, was auf dem
Nato-Gipfel von Wales im Jahr 2014 ver-
einbart wurde. „Die Nato hat niemals be-
schlossen, dass wir in acht Jahren zwei
Prozent unseres Sozialprodukts für Vertei-
digung ausgeben sollen“, erklärte Außen-
minister Gabriel vergangenen Sonntag 
auf dem SPD-Parteitag. „Dann haben es
die 27 Länder falsch verstanden?“, fragt
dagegen Verteidigungsministerin von der
Leyen.

Wer hat recht? Die Wahrheit ist kom -
pliziert. Von der Leyen und Gabriel bezie-
hen sich auf denselben Satz aus der Ab-
schlusserklärung von Wales. Da heißt es,
die Bündnispartner „werden darauf abzie-
len, sich innerhalb von zehn Jahren auf
den Richtwert von zwei Prozent zuzu -
bewegen“.

Die Gipfelerklärung von Wales ist nur
im historischen Kontext verständlich. Nach
dem Zusammenbruch der Sowjetunion
hatten die Nato-Staten ihre Verteidigungs-
ausgaben drastisch gesenkt, um nun end-

lich eine „Friedensdividende“ einzufahren.
Für die Bundeswehr hatte das beispiels-
weise zur Folge, dass der Bestand an „Leo-
pard 2“-Kampfpanzern drastisch zusam-
mengestrichen wurde, von 2000 auf 225
im Jahr 2011. 

Ursprünglich sollte das Zwei-Prozent-
Ziel dazu dienen, die neuen Nato-Mitglie-
der in Osteuropa dazu anzuhalten, in neu-
es Militärgerät zu investieren. Die USA
wollten die Vorgabe später für alle Partner
verbindlich machen, doch dem widersetz-
ten sich viele Europäer und die Kanadier,
die ihre Sozialhaushalte nicht dem Militär
opfern wollten. 

Nach der russischen Besetzung der Krim
im Jahr 2014 wechselte Deutschland, das
sich bis dahin einer massiven Erhöhung
des Verteidigungshaushalts widersetzt hat-
te, plötzlich das Lager. Es war die Bundes-
regierung, die im Nato-Rat mehrere Vor-
schläge machte, um die Mitglieder zu
 höheren Militärausgaben zu animieren. 

Allerdings achtete die schwarz-rote Koa -
lition sorgfältig darauf, das Zwei-Prozent-
Ziel so weich wie möglich zu formulieren.
„Darin waren sich Kanzleramt, Verteidi-
gungsministerium und Auswärtiges Amt
einig“, erinnert sich ein Spitzenbeamter
des Auswärtigen Amtes, das im Frühjahr
2014 noch von Frank-Walter Steinmeier
geführt wurde. 

Niemand ahnte damals, dass genau
 diese Unschärfe drei Jahre später die
Grundlage für einen Streit im Wahlkampf
liefern sollte. 

Konstantin von Hammerstein, Horand Knaup, 
Ralf Neukirch, Christoph Schult, Severin Weiland
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Nato-Gipfel 2014 in Wales: Jede falsche Bewegung kann ins Unglück führen 


